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A. Mündliche Fragen gemäß 1. der Richtlinien 


Gesdiäftsbereich des Bundesministers des Innern 


1. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für sachgerecht, 

Hirsch daß nach den Bestimmungen der Verordnung 

über die Laufbahnen der Bundesbeamten vom 
27. April 1970 (BGBL I S. 422) Beamte des 
mittleren Dienstes, auch wenn sie ihre Lauf- 
bahn durchlaufen haben, zu einer Laufbahn 
des gehobenen Dienstes grundsätzlich nur nach 
Ablegung der vorgesehenen Aufstiegsprüfung 
zugelassen und nur beim Vorliegen wichtiger 
dienstlicher Gründe dem Bundespersonalaus- 
schuß vorgestellt werden können, während bei 
anderen Bewerbern eine Feststellung ihrer 
Befähigung durch den Bundespersonalausschuß 
genügt? 

2. Abgeordneter Kann die Bundesregierung die in der Presse 

Dr. Gruhl veröffentlichte Behauptung bestätigen, daß die 

jetzigen — zwar schaumlosen, aber phosphat- 
reicheren — Detergentien in den Waschmit- 
teln die Gewässer noch stärker schädigen? 

3. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in den 

Dr. Gruhl USA und in Kanada ein phosphatfreies Wasch- 

mittel bereits produziert wird, und bestehen 
in diesem Zusammenhang Pläne, das Deter- 
genti engesetz von 1961 zu novellieren? 

4. Abgeordneter Welche konkreten Schritte gedenkt die Bun- 

Schröder desregierung zu unternehmen für den Fall, 

(Wilhelminenhof) daß sich die holländische Regierung über alle 

Bedenken hinwegsetzt, die von deutsdier Seite 
und auch von holländischen Fachsteilen gegen 
den Bau einer Abwasserleitung in die Ems 
in der bislang vorgesehenen Form gemacht 
worden sind, und sie trotz dieser Bedenken 
mit den Baumaßnahmen beginnt, die zur Ein- 
leitung ungeklärter Abwässer in das Ems- 
Ästuar führen und damit zu einer großen 
wirtschaftlichen Gefahr für die ganze ostfrie- 
sische Küste werden können? 

Kann die Bundesregierung Zeitungsnachrichten 
bestätigen, wonach zunehmend mehr private 
Unternehmungen dazu übergehen, unter irre- 
führenden Bezeichnungen imd dem Anschein 
der Wohltätigkeit den anerkannten Wohl- 
fahrtsverbänden bei Kleider- und Altmaterial- 
sammlungen Konkurrenz zu machen? 

6. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, sol- 
Müller che Manipulationen, die dem vorgegebenen 

(Mülheim) Hilfszweck widersprechen und die Sozialarbeit 

der Wohlfahrtsverbände erschweren, zu unter- 
binden? 


5. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 
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7. Abgeordneter Nachdem das Niederländische Provinzialpar- 

Dr. Ritz lament von Groningen einen Beschluß über 

den Bau einer Abwasserdruckleitung in die 
Ems-Dollart-Bucht herbeigeführt hat, frage ich 
die Bunde sregienmg, ob dieser Beschluß be- 
deutet, daß imgeklärte Abwässer in die nordi- 
schen Küstengewässer geleitet werden sollen? 

8. Abgeordneter Wie oft ist bis jetzt auf Grund des Gesetzes 
Dr. Kempfler zur Regelung des öffentlichen Vereinsrechts 

vom 5. August 1964 durch eine Verbotsbehörde 
ein Verein gemäß § 3 des Gesetzes verboten 
worden? 

9. Abgeordneter Warum sind die Verbotsbehörden (oberste 
Dr. Kempfler Landesbehörde, Bundesministerium des In- 
nern) mit solchen Verboten auch dann äußerst 
zurückhaltend, wenn klar erwiesen ist, daß 
Zweck und Tätigkeit eines Vereins den Straf- 
gesetzen zuwiderlaufen und sich gegen die 
verfassungsmäßige Ordnung richten, also 
gleich mehrere Voraussetzungen der in Rede 

stehenden Maßnahme erfüllt sind? 

/ 

10. Abgeordneter Wird die Bundesregierung dafür sorgen, daß 

Dröscher die früher zugesagte Anrechnung voii bei Sta- 

tionierungsstreitkräften verbrachten Dienst- 
zeiten auf die Bewährungszeit tatsächlich so 
angewandt wird, wie sie zweifellos von der 
Bundesregierung gemeint war, und damit ver- 
hindern, daß die von manchen Verwaltungen 
vorgenommene Interpretation, daß diese Tä- 
tigkeit nur dann anerkannt werde, wenn sie 
in der gleichen Vergütimgsgruppe zurückge- 
legt worden sei, dazu benutzt wird, z. B. Ange- 
stellten, die mangels vorhandener besserer 
Stellen längere Zeit in BAT VIII bleiben müs- 
sen, bevor sie befördert werden können, die- 
se an sich gewollte Anrechnungsmöglichkeit 
versagt bleibt? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für Emährungr 
Landwirtschaft und Forsten 

11. Abgeordneter Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 

Stüdklen gegenüber der italienischen Regierung einge- 

leitet, um das Töten von durchziehenden Sing- 
vögeln zu verhindern? 

12. Abgeordneter Trifft es zu, daß auf Grund der kürzlich abge- 

Stücklen schlossenen Novellierung der italienischen 

Gesetzgebung über das Töten von Singvögeln 
die gesetzlichen Erleichterungen so umfang- 
reich sind, daß mit einer starken Dezimierung 
der Vogelwelt durch Vogelsteller gerechnet 
werden muß? 
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13. Abgeordneter 

Niegel 


14. Abgeordneter 
Dr. Gleissner 


15. Abgeordneter 

Biehle 


16. Abgeordneter 

Biehle 


17. Abgeordneter 
Dasdi 


18. Abgeordneter 

Hödierl 


19. Abgeordneter 

Hödierl 


Wie beurteilt die Bundesregierung die in der 
Zeitschrift Nr. 10 Europäische Gemeinschaft 
— von der EG-Kommission herausgegeben — 
herausgestellfe Übereinstimmung zwischen 
dem Mansholt-Plan und dem Entwurf des vom 
Bundeslandwirtschaftsminister vorgelegten 
einzelbetrieblichen Förderrmgs- und sozialen 
Ergänzungsprogramms? 

Trifft es tatsächlich zu, daß nach Angaben des 
Bundesministeriums für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten in der Fragestunde vom 
7. Oktober 1970 die längst fällige Verbesse- 
rung des Milchpreises — trotz der im ganzen 
Land bekannten Kostensteigerung der Milch- 
gewinnung und Milchverarbeitung — erst 
dann behandelt werden kann, wenn „diese 
Frage innerhalb der Bundesregierung, d. h. 
zunächst einmal in Ressortbesprechungen, ein- 
gehend erörtert und geprüft" wurde? 

Ist der Bimdesregierung bekannt, daß Rentner, 
die nur einige Mark über den Regelsätzen der 
Sozialhilfe liegen, keine verbilligte Sozial- 
butter erhalten, während Empfänger von Lei- 
stungen wie Pflegegeld, Ausbildungsbeihilfen 
nach dem BSHG, LAG usw., die Einkommen 
über 1000 DM haben, wegen des zugestande- 
nen Freibetrags in den Genuß verbilligter 
Butter kommen? 

Wenn ja, ist die Bundesregierung bereit, den 
Sozialämtern größere Freizügigkeit einzuräu- 
men, um auch Rentnern mit geringerem Ein- 
kommen wie dem angesprochenen Personen- 
kreis die gleiche Vergünstigung zukommen zu 
lassen und die bisherige Benachteiligung zu 
beseitigen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Er- 
zeugerpreise für Hähnchen ab 1. Oktober 1970 
insbesondere auf Grund von Angeboten unter 
den Gestehungskosten aus Holland weiter zu- 
rückgehen imd die bäuerlichen Hähnchener- 
zeuger in der Bundesrepublik Deutschland eine 
völlige Unrentabilität ihrer Produktion be- 
fürchten müssen? 

Kann die Bundesregierung Angaben darüber 
machen, wo und von wem der von Staatsse- 
kretär Dr. Griesau in einer Auflage von über 
50 000 Stück an die hessischen Landwirte ge- 
richtete FDP-Wahlbrief geschrieben und ver- 
vielfältigt worden ist, und wer die Kosten 
hierfür trägt? 

Kann die Bundesregierung Angaben darüber 
machen, wer einer Werbeagentur den Auftrag 
erteilt hat, den von Staatssekretär Dr. Griesau 
Unterzeichneten Wahlkampf b rief der FDP an 
die Landwirte in Hessen zu versenden? 
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20. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Angaben darüber 

Dr. Ritz machen, wer die Kosten für die Verteilung des 

von Staatssekretär Dr. Griesau verfaßten 
Wahlkampfbriefes an die hessischen Landwirte 
trägt? 

21. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es mit der Stellung 
Dr. Reinhard und den Aufgaben eines beamteten Staatsse- 
kretärs in einem Bundesministerium für ver- 
einbar, wenn wie der Staatssekretär Dr. Grie- 
sau im Bundesernährungsministerium, mit ei- 
nem an alle Landwirte in Hessen gerichteten 
Schreiben unmittelbar in den Landtagswahl- 
kampf in Hessen für eine Partei eingreift? 

22. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es für zulässig und 
Dr. Reinhard mit den Spielregeln der Demokratie vereinbar, 

wenn der beamtete Staatssekretär Dr. Griesau 
seine frühere Stellung als Hauptgeschäftsfüh- 
rer beim hessischen Bauernverband in Ver- 
bindung mit seinem jetzigen Amt dazu aus- 
nutzt, um für eine Partei Wahl Werbung zu 
betreiben? 

23. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß das 

Pohlmann Land Hessen unter Hinweis auf die „Verord- 

nung über gesetzliche Handelsklassen für Roh- 
holz" vom 31. Juli 1969 auf Landesebene Güte- 
verschlechterungen bei der Rundholzsortie- 
rung, insbesondere bei der Buche, vornehmen 
will, die unter Einschluß einer offiziellen Preis- 
erhöhung von etwa 7Vo eine Rundholzverteue- 
rung von ingesamt etwa 20Vo bedeutet? 

24. Abgeordneter Hält die Bundesregierung solche Verteuerun- 

Pohlmann gen wirtschaftspolitisch für vertretbar? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

25. Abgeordneter Glaubt die Bundesregierung, daß das Bestre- 

Ruf ben der Ersatzkassen, den freiwillig Versicher- 

ten gegen einen zusätzlichen Beitrag Zusatz- 
tarife mit zusätzlichem Krankengeld anzubie- 
ten, mit den geltenden gesetzlichen Bestim- 
mungen vereinbar ist? 

26. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Ge- 

Maucher Währung von Weihnachtsgeld bzw. überbrük- 

kungszulagen auf Grund der Anrechnung bei 
einkommensgebundenen Leistungen nach dem 
Bundesversorgungsgesetz zu Härten und Nach- 
teilen führt? 

27. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, eine entspre- 

Maucher chende Regelung vorzusehen, daß eine solche 

Anrechnung zu Weihnachten nicht mehr er- 
folgt? 
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28. Abgeordnete 

Frau Funcke 


Gibt es Arbeitsämter in der Bundesrepublik 
Deutschland, die von Frauen geleitet werden? 


29. Abgeordnete 

Frau Funcke 


30. Abgeordneter 

Härzschel 


31. Abgeordneter 
Schiller 
(Bayreuth) 


32. Abgeordneter 

Schiller 

(Bayreuth) 


33, Abgeordneter 

Dr. Haack 


Beabsichtigt die Bundesanstalt für Arbeit, 
Frauen an leitende Stellen in der Arbeitsver- 
waltung zu berufen? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
bei der Gewährung von zinsgünstigen Baudar- 
lehen aus der Rentenversicherung den Arbei- 
tern die gleiche Möglichkeit zu eröffnen, wie 
den Angestellten? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß es bei 
der Feststellung der am Ausgleich teilnehmen- 
den Arbeitgeber nach § 10 Abs. 1 und 2 des 
Lohnfortzahlungsgesetzes wegen der Einbe- 
ziehung aller „ Arbeitnehmer zu Schwierig- 
keiten gekommen ist? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, auf Griuid 
dieser Schwierigkeiten den § 10 des Lohnfort- 
zahlungsgesetzes am 1. Januar 1971 dahin 
gehend zu ändern, daß bei der Feststellung 
der am Ausgleich teilnehmenden Arbeitgeber 
nur die Arbeiter zu berücksichtigen sind, die 
nach § 1 Abs. 1 des Lohnfortzahlungsgesetzes 
Anspruch auf Entgeltfortzahlung haben? 

Hat sich nach Inkrafttreten des Gesetzes über 
die Fortzahlung des Arbeitsentgelts im Krank- 
heitsfälle der Krankheitsstand der Arbeitneh- 
mer erhöht und die Belastung für mittelstän- 
dische Betriebe, die mehr als 20 Arbeitnehmer 
beschäftigen, durch die Lohnfortzahlung an 
erkrankte Arbeitnehmer für diese Betriebe 
ungünstig ausgewirkt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


34. Abgeordneter Wie viele deutsche Staatsangehörige sitzen in 
Hussing der Bundesrepublik Deutschland einschließlich 

Berlin (West) und im Ausland wegen Rausch- 
giftvergehen in Strafanstalten ein? 


35. Abgeordneter Trifft die im Informationsdienst „R + S Infor- 
Welgl mation — Bonner Politischer Dienst'" am 21. 

Juli 1970 veröffentlichte Unterstellung zu, daß 
von der jetzigen Bundesregieru g kein ver- 
stärkter Kampf gegen die zunehmende sexu- 
elle Verwilderung in verschiedenen Publika- 
tionsorganen zu erwarten sei, da eines der 
übelsten pornographischen Produkte, „Die St. 
Pauli-Nachrichten", in einer Firma hergestellt 
werde, die zur Sozialdemokratischen Konzen- 
trations-GmbH gehöre? 
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36. Abgeordneter 
Hein 


37. Abgeordneter 
Hein 


38. Abgeordneter 
Dr. Marx 
(Kaiserslautern) 


39. Abgeordneter 
Dr. Marx 
(Kaiserslautern) 


40. Abgeordneter 
Dr. Lenz 
(Bergstraße) 


41. Abgeordneter 
Dr. Lenz 
(Bergstraße) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
die Bemühungen des niedersädisischen Justiz- 
ministers Schaefer zu unterbinden, die Zentrale 
Erfassungsstelle der Westdeutschen Länder- 
justizverwaltungen zur Registrierung von Ge- 
walt und Willkürakten an der Zonengrenze 
und in der DDR, die ihren Sitz in Salzgitter 
hat, aufzulösen? 

Ist die Bundesregierung mit mir der Auffas- 
sung, daß ein solches Vorgehen gegen den 
Geist und den Inhalt der Europäischen Kon- 
vention der Menschenrechte, die von der Bun- 
desrepublik Deutschland ratifiziert ist, ver- 
stößt? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Niedersächsischen Justizministers, daß die Tä- 
tigkeit der „arbeitslos" gewordenen „Zentra- 
len Erfassungsstelle der Westdeutschen Län- 
derjustizverwaltungen zur Registrierung von 
Gewalt und Willkürakten an der Zonengrenze 
und in der DDR" auch dadurch ersetzt werden 
könnte, daß Unrechtstaten, Rechtsbeugungen 
und Terrorurteile in der „DDR" „künftig von 
den zuständigen Staatsanwaltschaften, auch 
denen in der DDR, erfaßt" werden könnten? 

Entspricht der Wunsch des Niedersächsischen 
Justizministers Schäfer, die „Zentrale Erfas- 
sungsstelle für Gewalt- und Willkürakte in 
der DDR" aufzulösen, der politischen Absicht 
der Bundesregierung im Zusammenhang mit 
der neu formulierten Deutschlandpolitik? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Auf- 
fassung des Niedersächsischen Justizministers 
Hans Schäfer, die „Zentrale Erfassungsstelle 
der Westdeutschen Länder justizverwaltungen 
zur Registrierung von Gewalt und Willkür- 
akten an der Zonengrenze und in der DDR" 
solle aufgelöst werden, weil in der letzten Zeit 
keine Schießereien an der Zonengrenze vor- 
gekommen seien? 

Trifft es zu, daß die Erfassungsstelle während 
der ersten sechs Monate des Jahres 1970 
527 Verdachtsfälle auf „zureichende tatsäch- 
liche Anhaltspunkte für das Vorliegen eines 
Gewaltaktes" überprüft und insgesamt 327 
Vorermittlungsverfahren eingeleitet hat, von 
denen nur 48 an örtlich zuständige Staatsan- 
waltschaften abgegeben werden konnten? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers der Finanzen 


42. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei der 
Gallus Abwicklung der Dieselkraftstoffverbilligung 

durch die Vorauszahlung erhebliche Verwal- 
tungsschwierigkeiten bei der Rückforderung 
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von Geldbeträgen entstehen und zwar beson- 
ders bei solchen Landwirten, weldie die Land- 
wirtschaft aufgeben? 

43. Abgeordneter Ist es sinnvoll, diesen Verwaltungsaufwand 
Gallus auch dort zu betreiben, wo es sich um Bagatell- 

beträge unter 20 DM handelt, und wäre es 
nicht besser, aus Gründen der Bearbeitungs- 
vereinfachung und der Verwaltungsentlastung 
auf diese Beträge zu verzichten? 

Ist es zutreffend, daß bei Neu- bzw. Wieder- 
aufbauten von Wohnhäusern für die am 1. Ja- 
nuar 1964 eine Grundsteuervergünstigung ge- 
währt wird, bei der Ermittlung des Einheits- 
wertes auf den 1. Januar 1964 ein Zuschlag 
von i2^/o auf die Jahresrohmiete (§ 79 Abs. 3 
des Bewertungsgesetzes in der Fassung vom 
10. Dezember 1965) erfolgt, obwohl der Durch- 
schnittssatz der Grundsteuerbefreiung nur 6®/o 
bis 8^/o der Jahresmiete ausmacht und dadurch 
eine entsprechende Erhöhung der Mieten ein- 
tritt? 

Ist die Bundesregierung bereit, § 79 des Be- 
wertungsgesetzes dahin zu ergänzen, daß, 
wenn der Zuschlag von 12®/o unterschritten 
wird, auf Antrag des Steuerpflichtigen ein 
geringerer Prozentsatz eingesetzt werden 
kann? 

46. Abgeordneter Entspricht die Erklärung des bayerischen SPD- 

Dr. Warnke Landesvorsitzenden Volkmar Gabert auf einer 

Pressekonferenz in Gefrees (Oberfranken) den 
Tatsachen, daß der Bundestinanzminister fest 
zugesagt habe, die Erhöhung des Arbeitneh- 
merfreibetrags für Arbeitnehmer im Grenzland 
im Rahmen der Steuerreformen im Jahre 1971 
in Angriff zu nehmen? 

47. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Engelsberger die Umsatzsteuer zugunsten des Hotel- und 

Gaststättengewerbes zu verändern, nachdem 
die Lieferung von Nahrungsmitteln einem 
Steuersatz von 5,5^/o unterliegt, bei Verzehr 
an Ort und Stelle, wie das in Gaststätten und 
Hotels der Fall ist, ein Steuersatz von ll®/o 
erhoben wird? 

48. Abgeordneter Trifft es zu, daß durch die DM- Aufwertung der 

Geldner Fremdenverkehr der Bundesrepublik Deutsch- 

land einen Rückgang zu verzeichnen hat? 

49. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, falls ein sol- 

Geldner eher Rückgang zu verzeichnen ist, durch Sen- 

kung der Mehrwertsteuer in der Gastronomie 
von ll®/o auf 5,5®/o, den Fremdenverkehr zu 
fördern? 


45. Abgeordneter 

Dr. Weber 
(Köln) 


44. Abgeordneter 
Dr. Weber 
(Köln) 
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50= Abgeordneter 

Dr. Ahrens 


51. Abgeordneter 
Dr. Ahrens 


52. Abgeordneter 
Schlee 


53. Abgeordneter 
Walkhoff 


54. Abgeordneter 
Walkhoff 


Aus welchen Gründen v/erden nach der Ma= 
rinedienstvorschrift 400/8 (Zoll- und Ver- 
brauchsteuerbestimmungen für Kriegsschiffe 
der Bundeswehr) Besatzungen von Kriegs- 
schiffen, die Helgoland anlaufen, zollrechtlich 
ungünstiger behandelt als die Insel besuchen- 
de Zivilisten? 

Welche Rechtsgrundlagen ermöglichen eine 
solche unterschiedliche zollrechtliche Behand- 
lung von Zivilisten und Soldaten? 

Erwägt die Bundesregierung in Anbetracht 
der Verminderung des Geldwertes eine Erhö- 
hung der steuerfreien Pauschbeträge für Kör- 
perbehinderte und Hinterbliebene bei der 
Besteuerung des Einkommens? 

Teilt die Bundesregierung die Meinung füh- 
render Vertreter der Automobilindustrie, daß 
die Kraftfahrzeug-Besteuerung nach Hubraum 
die Entwicklung sicherer Wagen der niederen 
Preisklasse wesentlich erschwert und Möglich- 
keiten zur ausreichenden Entgiftung der Ab- 
gase einschränkt? 

Hält die Bundesregierung im Falle der Beja- 
hung eine andersartige Besteuerung für sinn- 
voll und anstrebenswert? 


55. Abgeordneter Welche Auswirkungen auf die Kosteninflation 
von Bockeiberg erwartet die Bundesregierung von der indirek- 
ten Lohnsteuererhöhung, welche durch die 
Änderung der steuerlichen Behandlung von 
Reisekosten und Auslösungen in den Lohn- 
steuer-Richtlinien (Neufassung des Ab sehn. 22 
LStRE) eintreten wird, sofern die Richtlinien 
in der Fassung vom 14. September 1970 oder 
in etwas abgemilderter Form verabschiedet 
werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


56. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


Ergaben sich aus dem Besuch des Parlamenta- 
rischen Staatssekretärs im Bundeswirtschafts- 
ministeriums, Rosenthal, auf der Weltausstel- 
lung in Osaka Feststellungen, die für künftige 
Ausstellungen von Bedeutung und Interesse 
sind? 


57. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß kürzlich 
Dr. Beermann der Springer-Verlag die im Wahlkreis Stor- 
marn-Lauenburg erscheinende „Ahrensburger 
Zeitung" und nunmehr der Heinrich-Bauer- 
verlag die „Norddeutsche Rundschau" und die 
„Glücksstädter Fortuna" aufgekauft hat? 
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58. Abgeordneter Welche Auffassung hat die Bundesregierung 
Dr. Beermann zu diesen, die vielfältige Struktur insbeson- 
dere der Schleswig-Holsteinischen Heimat- 
presse zerstörenden Konzentrationsvorgän- 
gen? 


59. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die Erhöhung der 
Härzschel Einschaltpreise für Werbespots im 2. Deut- 

schen Fernsehen und bei fünf Werbegesell- 
schaften von ARD-Rundfunkanstalten in der 
Höhe zwischen 10 und 35°/o für gerechtfertigt? 


Gesdiäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


60. Abgeordneter Wie viele Offiziere konnten sich bisher nicht 
Pawelczyk für die Laufbahn des höheren Dienstes quali- 

fizieren? 


61. Abgeordneter 
Pawelczyk 


62. Abgeordnete 

Frau Dr. Diemer- 
Nicolaus 


63. Abgeordnete 
Frau Dr. Diemer- 
Nicolaus 


64. Abgeordneter 
Dasch 


65, Abgeordneter 

Stahlberg 


66. Abgeordneter 
Stahlberg 


Wie viele Offiziere dieses Personenkreises 
waren zum Zeitpunkt der Stabsoffizierprüfung 
bereits als Spezialisten eingesetzt? 

Ist dem Bundesminister der Verteidigung be- 
kannt, daß die Dienststelle Fü S VII 1 zu einem 
RPJ-Seminar an der Schule für Innere Füh- 
rung in Koblenz-Pfaffendorf in der Zeit vom 
29. Jimi bis 4. Juli 1970 auch einen Vertreter 
der NPD eingeladen hatte, obwohl in dem 
Einladungsschreiben es hieß, das Seminar sei 
„für Mitglieder von Verbänden, die dem RPJ 
angeschlossen sind" ? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, da- 
mit in Zukunft bei Einladungen der Ring Poli- 
tischer Jugend erfährt, ob und welche Organi- 
sationen außer seinen Verbänden noch einge- 
laden sind? 

Ist die Bundesregierung bereit, Wehrpflichtige, 
welche durch ihre Einberufung zur Bundeswehr 
am 1. Oktober 1969 eine zweijährige Verzöge- 
rung ihrer Studienaufnahme an den landwirt- 
schaftlichen Fachhochschulen hinnehmen müs- 
sen, um ein viertel Jahr bzw. ein halbes Jahr 
früher zu entlassen, damit wenigstens nur ein 
Studienjahr ausfällt? 

Hat das Institut für Bildung und Erziehung in 
den Streitkräften unter Prof. Ellwein seine 
Arbeit in München bereits aufgenommen und 
inwieweit ist es an der Erarbeitung der Unter- 
lagen für die Bildungskommission beteiligt? 

Sind die Truppenkommandeure bei der Dar- 
stellung der bisherigen Erfahrungen über Bil- 
dung und Ausbildung der Soldaten in der 
Kommission beteiligt? 
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67. Abgeordneter Hdit die Bundesregierung es für richtig, daß 

van Delden Parteien Soldaten schriftlich auffordem, für 

den Besuch von Parteiveranstaltungen in ih- 
rem Kollegenkreis zu werben? 

Wird die Bundesregierung ähnlich wie das 
Bundespresseamt den Kommunalpolitikern 
auch den Soldaten zur Ergänzung ihrer staats- 
bürgerlichen Bildung kostenlose Fahrten zum 
Bundestag, Bundesrat, Bundesregierung etc. 
ermöglichen? 

69. Abgeordneter Welche Erfahrungen hat die Bundesregierung 
Zebisch bisher mit der Globalanmietung von Woh- 

nungen für die Soldaten gemacht, und wie 
wird sie diese Aufgabe weiterverfolgen? 


Gesdiäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


70. Abgeordneter Welche Rauschgiftreports sind der Bundes- 

Hussing regierung bekannt, und denkt sie daran, für 

eine Verbreitung der Untersuchungsergebnisse 
Sorge zu tragen? 

71. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung von 

Wolfram Prof. Hafner, daß die Lage der Psychiatrie in 

unserem Lande einen nationalen Notstand 
darstellt? 

Welche Maßnahmen sind vorgesehen, um die 
augenblickliche Situation zu verbessern, und 
ist insbesondere ein Soforthilfeprogramm und 
ein nationaler Plan nach dem Beispiel der USA 
und anderen Ländern vorgesehen? 

73. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Äuße- 
Arnold rungen des Düsseldorfer Universitätsprofes- 

sors Dr. Kuhlendahl, der nach übereinstimmen- 
den Pressemeldungen in einem Vortrag vor 
dem Pastoralkolleg der Evangelischen Kirche 
von Westfalen sinngemäß erklärt hat, man 
könne niemandem raten, am Wochenende 
krank zu werden. Die äußeren Umstände, un- 
ter denen Kranke in den Krankenhäusern be- 
handelt werden müßten, seien heute so, daß 
sie kaum noch verantwortet werden könnten. 
Der Grund liege in den tariflichen Bestimmun- 
gen, die den Bediensteten ein größeres Maß 
an Freizeit zusprächen, ohne daß dafür die 
Voraussetzungen erfüllt seien. Daraus ergä- 
ben sich Konsequenzen, von denen selbst 
Sterbende betroffen seien? 


72. Abgeordneter 

Wolfram 


68. Abgeordneter 
Zebisdi 


11 



DnidLsadie VI/ 1339 


Deutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


74. Abgeordneter Wie kann die Lage für alle Patienten in den 

Arnold Kliniken verbessert werden, und welche be- 

sonderen Maßnahmen können getroffen wer- 
den, um den akuten Mangel an Ärzten, Schwe- 
stern und Pflegepersonal in den Krankenhäu- 
sern zu beseitigen? 


75. Abgeordneter 
Brandt 
(Grolsheim) 


Ich frage die Bundesregierung, welche Mög- 
lichkeiten sie sieht, Krankenpflegeschulen und 
Kinderkrankenpflegeschulen mit in die Finan- 
zierungsmöglichkeiten des Gesetzes zur wirt- 
schaftlichen Sicherung der Krankenhäuser 
(Krankenhausfinanzierungsgesetz) aufzuneh- 
men? 


76. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Bundesregierung dem 
Weigl Berliner Senator für Jugend und Sport eine 

Unterstützung der Aktion „Jugend trainiert 
für Olympia" empfohlen hat, obwohl der Lei- 
ter dieser Aktion Hans Weidemann als Träger 
des goldenen Parteiabzeichens der NSDAP, 
stellvertretender Gauleiter von Essen und 
Obersturmführer der Waffen-SS völlig unge- 
eignet ist, die deutsche Jugend im olympischen 
Geiste zu erziehen? 


Gesdiäftsbereidie des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


77. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß auf den 
Sieglersdimidt Gehwegen häufig von Kindern mit Kleinfahr- 
rädem durch ihr Verhalten ein Vorrecht ge- 
genüber den Fußgängern durchgesetzt und 
vielfach sehr viel schneller und rücksichtsloser 
gefahren wird als von Erwachsenen, die etwa 
— verbotenerweise — den Gehweg mit dem 
Fahrrad wegen schlechter Pflasterung der 
Fahrbahn benutzen? 


78. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es insbesondere im 
Sieglerschmidt Hinblick auf die Gefährdung alter Menschen 
durch derartige „Kinderspiele" nicht für an- 
gebracht, in Zukunft auch die Benutzung von 
Kleinfahrrädern auf den Gehwegen — minde- 
stens von einer bestimmten Größe bzw. 
Höchstgeschwindigkeit an — zu untersagen? 


79. Abgeordneter 
Schmidt 
(Kempten) 


Welches Zahlenmaterial hat der Bundesregie- 
rung Vorgelegen, als sie den Beschluß faßte, 
im Rahmen der Rationalisierung der Deutschen 
Bundesbahn die seit langer Zeit im Schwebe- 
zustand befindliche Bundesbahndirektion 
Augsburg nunmehr als erste aufzulösen, nach- 
dem das seinerzeit diesen Überlegungen zu- 
grundeliegende Gutachten auf einem Bericht 
und auf Zahlenmaterial aus dem Jahre 1964 
basierte? 
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80. „Abgeordneter 
Schmidt 
(Kempten) 


81. Abgeordneter 
Lenzer 


82. Abgeordneter 
Lenzer 


83. Abgeordneter 
Rawe 


84. Abgeordneter 
Rawe 


85. Abgeordneter 
Dr. Enders 


86. Abgeordneter 
Dr. Enders 


87. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Hermann 

88. Abgeordneter 
Dr. Müller- 
Hermann 

89. Abgeordneter 
Niegel 


Von welchen Kostenüberlegungen bezüglich 
der mit dieser Auflösung verbundenen Inve- 
stitionen und im Hinblick auf durch die Auf- 
lösxmg angebliche mögliche Einsparungen ist 
die Bimdesregierung bei diesem Beschluß aus- 
gegangen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Mel- 
dung des Nachrichtenmagazins „Der Spiegel" 
(Nr. 43 vom 19. Oktober 1970, Seite 122), daß 
in dem Luftraum über 7500 m Flughöhe noch 
immer keine Luftverkehrskontrolle bestehe, 
im unteren überwachten Luftraum Segel- und 
Motorsportflieger nach Sichtflugregeln eigen- 
mächtig die Bahnen der Verkehrsflugzeuge 
kreuzen und ziviler und militärischer Flug- 
verkehr weitgehend unabhängig voneinander 
mit mangelhafter Koordination überwacht wer- 
den? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, diesen Zustand im Interesse der Sicher- 
heit des zivilen und militärischen Flugver- 
kehrs unverzüglich abzustellen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung das Projekt 
eines dritten internationalen Verkehrsflugha- 
fens in Nordrhein-Westfalen? 

Treffen Pressemeldungen zu, wonach die Deut- 
sche Lufthansa Bedenken gegen ein solches 
Projekt hat? 

Hält die Bundesregierung die hygienischen 
Einrichtungen auf den Parkplätzen der Bundes- 
autobahnen für ausreichend? 

Mit welchen Maßnahmen können die hygieni- 
schen Einrichtungen auf den Parkplätzen der 
Bundesautobahnen verbessert werden? 

Wann wird die Bundesregierung den von ihr 
angekündigten „Verkehrsbericht" dem Parla- 
ment vorlegen? 

Mit welchen realen Zuwachsraten rechnet die 
Bundesregierung für das Jahr 1971 im Bunde s- 
femstraßenbau? 

Gibt es besondere Günde dafür, daß trotz Zu- 
sage weder der Bundesminister für Verkehr 
und für das Post- und Femmeldewesen noch 
sein parlamentarischer oder beamteter Staats- 
sekretär am 12. Gewerkschaftstag der GDBA 
im Deutschen Beamtenbimd in Nürnberg teil- 
genommen haben, jedoch beim außerordent- 
lichen Gewerkschafts tag der Deutschen Post- 
gewerkschaft im DGB in Kassel der Bimdes- 
minister für Verkehr und für das Post- imd 
Femmeldewesen mit den Staatssekretären 
Börner und Gscheidle anwesend waren? 
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90. Abgeordneter Wie weit ist der Ausbauzustand von Notruf- 

Wende Säulen an Bundesautobahnen, sowie an auto- 

bahnähnlidi ausgebauten Bundesstraßen? 

91. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich 

Dr. Aigner der Verband Deutscher Posthalter seit zehn 

Jahren bemüht, einen sogenannten Zweitap- 
parat für die Posthalter installiert zu bekom- 
men, um bei der Aufnahme und Abgabe von 
Telegrammen und bei E>eckungsrüchfragen in 
Postbarscheckverfahren für die Postkunden 
das Postgeheimnis zu wahren? 

92. Abgeordneter Welche Gründe standen diesem Antrag bis- 

Dr. Aigner her entgegen, und bis wann ist mit einer posi- 

tiven Entscheidung zu rechnen? 

93. Abgeordneter Ist es richtig, daß bei der Deutschen Bundes- 

Schmidt post der Fehlbestand an Ingenieuren zur Zeit 

(München) ca. 3600 beträgt? 

94. Abgeordneter Ist es richtig, daß die Ingenieure der Deut- 

Schmidt sehen Bundespost finanziell schlechter gestellt 

(München) sind als andere Angehörige des Öffentlichen 

Dienstes mit vergleichbarer Ausbildung, und 
ist beabsichtigt, die finanziellen Leistungen an 
diese Ingenieure in absehbarer Zeit fühlbar zu 
erhöhen? 

95. Abgeordneter Welche Voraussetzungen müssen noch erfüllt 

Wende werden, um im gesamten Bundesgebiet die 

Notrufnummer 110 einzurichten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 

* 

Städtebau und Wohnungswesen 

96. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß, vor 
Geisenhofer allem in München durch Zweckentfremdung 

von Altbauwohnungen in Gastarbeiter-Schlaf- 
stellen und sonstige Massenquartiere bei lang- 
eingesessenen Mietern, aber auch bei Gast- 
arbeitern selbst, große Härten auftreten, die 
nicht nur Unruhe bei den Betroffenen, sondern 
auch in den angrenzenden Stadtteilen hervor- 
rufen? 

97. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß vor 
Geisenhofer allem internationale Maklerfirmen, aber auch 

Bundesbehörden an der Zweckentfremdung 
solcher Häuser beteiligt sind und gedenkt die 
Bundesregierung Maßnahmen einzuleiten, wie 
sie in dem Gesetzentwurf der CDU/CSU, 
Drucksache VI/13 vom 23. Oktober 1969, ge- 
fordert werden? 

98. Abgeordneter Ist bei den derzeitigen Preissteigerungen im 

Varelmann Wohnungsbau noch eine Hoffnung gegeben, 

auf dem Wege des Sparens zu einem Woh- 
nungseigentum zu gelangen? 
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99. Abgeordneter Ist die derzeitige Preissteigerung auf dem Ge- 
Varelmann biet des Wohnungsbaus nicht ein Schlag gegen 

die Eigentumspolitik in Arbeitnehmerhand? 


IOOl Abgeordneter 
Dr. Schulze- 
Vorberg 


Wie erklärt die Bundesregierung, daß sie in 
Werbeanzeigen — zu recht — „zu wenig Woh- 
nungen" beklagt, tatsächlich aber — nach den 
Mitteilungen des Bundesministers für Städte- 
bau und Wohnungswesen vor dem Deutschen 
Bundestag — • von der derzeitigen Bundesregie- 
rung jährlich über 100 000 Wohnungen weni- 
ger gebaut werden und auch künftig nach 
ihren Planungen über 100 000 Wohnungen 
jährlich weniger gebaut werden sollen als im 
langjährigen Durchschnitt der von der CDU/ 
CSU verantworteten Bundesregierung? 


101. Abgeordneter 

Dr. Sdiulze- 
Vorberg 


Wie erklärt die Bundesregierung, daß sie in 
Werbeanzeigen angebliche „Fehler früherer 
Regierung" anprangert und behauptet, „Die 
Förderung des sozialen Wohnungsbaues wur- 
de eingeschränkt" — während tatsächlich in 
der Amtszeit des derzeitigen Bundesministers 
für Städtebau und Wohnungswesen die Zahl 
der im sozialen Wohnungsbau errichteten 
Wohnungen von Jahr zu Jahr drastisch ab- 
nahm und 1970 — als Folge überhöhter Zins- 
sätze und also stark gestiegener Baupreise — 
praktisch zusammengebrochen ist? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
Bildung und Wissensdiaft 


102. Abgeordnete Wie beurteilt die Bundesregierung nach der 
Frau Dr. Walz Reise des Bundesministers für Bildung und 
Wissenschaft in die Sowjet-Union den prak- 
tischen Wert eines Erfahrungsaustausches auf 
den Gebieten Bedarfsfeststellungen an den 
Hochschulen, Weiterbildung der Hochschul- 
absolventen und Didaktik an den Hochschu- 
len? 


103. Abgeordnete Welches sind die Vorstellungen der Bundes- 
Frau Dr. Walz regierung über eine Beteiligung des Bundes 
an dem Finanzbedarf des zur Zeit noch voll 
von der Stiftung Volkswagenwerk getrage- 
nen „Hochschul-Informations-System" (HIS) in 
Hannover? 


104. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, auf die Länder 
Hansen einzuwirken, die Lernmittelfreiheit auch auf 

den Bereich der Elementarstufe (Vorschulalter) 
auszudehnen, damit auch den Kindern sozial 
schwacher Schichten die unverhältnismäßig 
teuren und zur Förderung der Lernfähigkeit 
im Kindesalter notwendigen Übungsmittel 
(Bücher, Spiele usw.) zugänglich werden? 
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105. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Bildungskommission ihre 

Dr. Klepsdi Ergebnisse bis zum 31. Dezember 1970 vor- 

legen muß? 

106. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, bei der Kon- 

Didigans ferenz der Kultusminister eine Prüfung der 

Frage anzuregen, ob das Studium der Betriebs- 
wirtschaft dadurch praxisnäher gestaltet wer- 
den könnte, daß ein Semester entweder obli- 
gatorisch oder vorerst wahlweise in einem 
großen Unternehmen verbracht werden kann, 
das bereit ist, ein auf das Ausbildungspro- 
gramm der Fakultät zugeschnittenes prakti- 
sches Programm zu organisieren, nach dem 
Muster der „Lehrkrankenhäuser", die neuer- 
dings in die Ausbildung der Medizinstudenten 
einbezogen worden sind? 

107. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, im gleichen 

Didigans Sinne eine Prüfung anzuregen, ob die zahl- 

reich bestehenden Fortbildungseinrichtungen 
für junge Leute aus der Untemehmenspraxis 
dadurch einen höheren Status erhalten, daß 
sie für den Fall der Einhaltung vorgeschrie- 
bener Bedingungen für die bei ihnen abzule- 
genden Prüfungen staatlich anerkannte Zeug- 
nisse ausstellen dürfen? 

108. Abgeordneter Wie steht die Bundesregierung zu dem Vor- 

Dr. Haach schlag, den Bau von Studentenwohnheimen 

in die Finanzierung nach dem Hochschulbau- 
förderungsgesetz einzubeziehen? 


Gesdiäftsbereidi des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


109. Abgeordneter Inwiefern sieht der Herr Bundeskanzler, der 

Roser sich in der aktuellen Stunde vom 14. Okto- 

ber 1970 ausdrücklich zu „jedem Wort" be- 
kannte, das er vor dem SPD-Parteivorstand am 
12. Oktober 1970 laut Kommunique erklärt 
hat, in der Erwägung einiger Unionspolitiker, 
Neuwahlen zum Bundestag zu fordern, einen 
„Anschlag auf die Bundesregierung"? 

110. Abgeordneter Ist der Bundeskanzler bereit zuzugeben, daß 

Roser er zwar Anschlag sagte — , Anschlag' laut 

großer Duden, Synonym- Wörterbuch 1964: 
„Versuch der gewaltsamen Beschädigung oder 
Zerstörung von etwas" — , aber Angriff mein- 
te? 
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iii. Abgeordneter 

Engelsberger 


112. Abgeordneter 

Dr. Jobst 


113. Abgeordneter 
Dr. Jobst 


114. Abgeordneter 

Dr. Schmidt 
(Wuppertal) 


115. Abgeordneter 
Dr. Schmidt 
(Wuppertal) 


116. Abgeordneter 
Seiters 


117. Abgeordneter 
Seiters 


Ist die Äußerung von Staatssekretär Bahr 
— auf der sogenannten Informationstagung 
der Berliner SPD am 3. Oktober 1970 zu den 
neuerlichen Erschwerungen im Berlin-Ver- 
kehr angesprochen daß es auch im Osten 
vereinzelt „kalte Krieger“ gebe, so zu ver- 
stehen, daß die Mehrzahl der „kalten Krie- 
ger“, die eine Entspannung verhinderten, im 
Westen sitzen, und welcher Personenkreis im 
Westen gehört nach Meinung der Bundesre- 
gierung zu diesen „kalten Kriegern“? 

Treffen Meldungen zu, wonach Ministerialdi- 
rektor Ehrenberg vom Bundeskanzleramt an- 
läßlich der letzten Innsbrucker Tagung des 
Vereins für Sozialpolitik die Auffassung ver- 
treten hat, daß die liberale Marktwirtschaft 
bei der Produktion einer ausreichenden In- 
frastruktur versagt habe und daß nunmehr 
der Staat im Dualismus zur privaten Wirt- 
schaft Kompetenz und Finanzierung der Struk- 
turpolitik übernehmen müsse? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, über den 
Umweg von Vorträgen politischer Beamter im 
In- und Ausland, die Bevölkerung der Bundes- 
republik Deutschland auf die Ablösung der 
marktwirtschaftlichen Ordnung vorzubereiten? 

Billigt die Bundesregierung die Äußerung ih- 
res Bundesbeauftragten für Naturschutz und 
Landschaftspflege Prof. Grzimek zum Natur- 
schutzrecht: „Inzwischen ist es aber in der 
Bundesrepublik Deutschland zu Länderrecht 
degradiert worden“ (vgl. Stern Nr. 42/1970)? 

Welche Schritte hat der Beauftragte der Bun- 
desregierung für Naturschutz und Landschafts- 
pflege unternommen, bevor der Bundesmini- 
ster für Verkehr entgegen einer Stellungnah- 
me des Deutschen Rates für Landespflege und 
anderer fachlicher Gutachten entschieden hat, 
die Bundesstraße 42 in Eltville so bauen zu 
lassen, daß ein nicht wieder gut zu machender 
Eingriff in dieses Nah-Erholungsgebiet erfolgt? 

Ist die von der Bundesregierung unmittelbar 
vor den Landtagswahlen in Hessen und Bayern 
an alle Haushaltungen verteilte Propaganda- 
schrift „Aufbruch in die 70er Jahre" Ausdruck 
der von Staatssekretär Ahlers vertretenen 
Auffassung, es sei Aufgabe des Bundespresse- 
amtes, die politische Wirklichkeit und die 
Arbeit der Regierung verschönert darzustel- 
len? 

Ist die Bundesregierung bereit einzuräumen, 
daß diese aus Steuergeldern finanzierte Schrift 
nicht nur eine verschönerte Darstellung der 
Regierungsarbeit enthält, sondern teilweise 
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sogar absolute Falschinformationen, wie z. B. 
die Angabe, von 1971 bis 1985 würden 125 Mil- 
liarden DM für Verkehrswege eingesetzt, ob- 
wohl nach der Planung von Verkehrsminister 
Leber bis 1985 nur 73 Milliarden DM tatsäch- 
lich zur Verfügung stehen? 


Gesdiäftsbereidi des Auswärtigen Amts 


118. Abgeordneter 
Hansen 


119. Abgeordneter 
Rollmann 


120. Abgeordneter 

Rollmann 


121. Abgeordneter 

Dr. Geßner 


122. Abgeordneter 

Dr. Geßner 


123. Abgeordneter 

Werner 


124. Abgeordneter 
Dr. Wörner 


Wann gedenkt die Bundesregierung erneut 
und mit Nachdruck über die Rückgabe des 
Document-Center (Berlin) mit der Regierung 
der USA zu verhandeln? 

Welches konkrete Verhandlungsziel verfolgt 
die Bundesregierung hinsichtlich einer Aus- 
reiseerleichterung und des Status der in der 
Volksrepublik Polen lebenden Deutschen? 

Ist die Bundesregierung bereit, den geplanten 
Vertrag mit der Volksrepublik Polen auch 
dann zu unterschreiben, wenn die polnische 
Regierung eine gleichzeitige gerechte Lösung 
für die in der Volksrepublik Polen lebenden 
Deutschen ablehnen sollte? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Erklä- 
rung des Bundesvorstandes des CSU-Freun- 
deskreises, sie sowie die Koalitionsparteien 
mißachteten „durch Kollaboration mit der Füh- 
rungsmacht der unfreien Welt das für sie 
rechtsverbindliche Grundgesetz und nicht min- 
der ihre politischen und militärischen Bündnis- 
pflichten"? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
es dem Ansehen der Bundesrepublik Deutsch- 
land dienen würde, wenn sich die CSU zur 
Zurückweisung dieser Erklärung des Bundes- 
vorstandes des CSU-Freundeskreises ent- 
schließen könnte? 

Stimmt es, daß die 140 Millionen Entwick- 
lungshilfe an Israel im vergangenen Jahr in 
ihrer Höhe gegen die Meinung des damaligen 
Außenministers Brandt und nur auf den aus- 
drücklichen Wunsch des damaligen Bundes- 
kanzlers Kiesinger zustandegekommen wären 
und daß man diesen Betrag unter einer sozial- 
demokratischen Bundesregierung senken wür- 
de? 

Welchen Anlaß hat der Bundesaußenminister 
zu seiner Behauptung (Bulletin vom 21. Okto- 
ber 1970); „Mir scheint, daß starke Kräfte in 
unserer parlamentarischen Opposition vor die- 
ser europäischen Verantwortung der Bundes- 
republik Deutschland zurückschrecken."? 
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125. Abgeordneter 
Müller 
(Berlin) 


126. Abgeordneter 
Müller 
(Berlin) 

127. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


128. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


In welcher Form ist das Land Berlin bei dem 
jüngsten Abschluß des Handelsabkommens 
zwischen Ungarn und der Bundesrepublik 
Deutschland in dieses einbezogen worden? 

Inwieweit unterscheidet sich diese Form der 
Einbeziehung Berlins in das Handelsabkom- 
men von der bisher üblichen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Presse- und Informationsamtes der Bundesre- 
gierung zum Begriff Ratifikation „Unter der 
Ratifikation eines Vertrages ist seine förm- 
liche Bestätigung durch die verfassungsrecht- 
lich für den Abschluß völkerrechtlicher Ver- 
träge zuständigen Organe (z. B. Staatsober- 
haupt) zu verstehen, nicht aber die Zustim- 
mung der gesetzgebenden Körperschaften 
nach Artikel 59 AbS. 2 des Grundgesetzes. Die 
Bestätigung wird bei zweiseitigen Verträgen 
durch den Austausch der von den Staatsober- 
häuptern ausgefertigten Ratifikationsurkun- 
denvollzogen."? 

Ist die Bundesregierung nicht der Auffassung, 
daß durch die Publikation des Presse- und 
Informationsamtes der Bundesregierung der 
Eindruck erweckt wird, als bedürfe „Der Ver- 
trag vom 12. August 1970" nicht der Zustim- 
mung der gesetzgebenden Körperschciften? 
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B. SdhrifOidie Fragen gemäß IV. der Riditlinien 


Gesdiäftsbereidi des Auswärtigen Amts 


1. Abgeordneter Zählt die Regelung der Probleme der in der 
Rollmann Volksrepublik Polen lebenden Deutschen zu 

den Verhandlungszielen der Bundesregierung 
im Zusammenhang mit dem geplanten deutsch- 
polnischen Vertrag? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers des Innern 


2. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, den beam- 
Lemper tenrechtlichen Status der Rechtspfleger, der im 

Rechtspflegergesetz vom 5. November 1969 
nicht geregelt wurde, durch eine Novellierung 
dieses Gesetzes festzulegen, und ist sie bereit, 
den Rechtspflegerberuf als Sonderlaufbahn ge- 
mäß § 53 Abs. 2 des Bundesbesoldungsgesetzes 
anzuerkennen, oder falls die Einfühnmg der 
Sonderlaufbahn wegen der bevorstehenden 
Ämterbewertung noch nicht möglich ist, die 
Schaffung einer Amtszulage als Übergangs- 
lösung zu gewähren? 

Hält die Bundesregierung die Einstufimg der 
Rechtspfleger in A 9 als Eingangsamt nach 
Inkrafttreten des Rechtspflegergesetzes vom 
5. November 1969 noch für gerechtfertigt, ob- 
wohl mit diesem Gesetz ab L Juli 1970 weitere 
richterliche Aufgaben in erheblichem Umfang 
übertragen wurden, die bisher von Kräften 
der Besoldimgsgruppen A13, A14, A15 wahr- 
genommen wurden, oder ist die Bundesregie- 
rung vielmehr bereit, als Eingangsamt jetzt 
mindestens die Besoldimgsgruppe All mit au- 
tomatischer Durchstufung nach A 12 (ab 8. 
Stufe) \ind weitere Beförderungsmöglichkeiten 
nach A 13 und A 14 zu schaffen? 

Welche finanziellen und technischen Möglich- 
keiten sieht die Bundesregierung, um die 
Bevölkerung des Stadt- imd Landkreises Forch- 
heim künftig von der. Verwesmigsgeruchbe- 
lästigung der auch im öffentlich-hygienisch 
überregionalen Interesse tätigen Knochenver- 
wertungsfabrik Seltsam F. Nachfolger in 
Forchheim zu befreien? 

5. Abgeordneter Gibt es im Bundesgebiet oder im benachbarten 
Niegel Ausland derartige Tierkörper- oder Knochen- 

verwertungsanstalten, die völlig geruchfrei 
arbeiten? 


4. Abgeordneter 
Niegel 


3. Abgeordneter 
Lemper 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


6. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß ein Ber- 

Mttiler liner Arbeitnehmer, auf dessen Lohnsteuer- 

(Berlin) karte Freibeträge für vier Kinder bescheinigt 

sind und der während des ganzen Jahres 1970 
im Monat 2840 DM verdient, nach dem Berlin- 
hilf egesetz zusätzlich 393,60 DM Berlinzulage 
und außerdem 1056 DM Kinderzulagen (4 X 22 
X 12), also insgesamt 1449,60 DM jährlich 
erhält, während der gleiche Arbeitnehmer in- 
folge der Geburt eines weiteren Kindes im 
Januar 1970 und einer geringfügigen Erhöhung 
seines Bruttoarbeitslohns, die den Betrag von 
2840 DM monatlich übersteigt, für das ganze 
Jahr die Kinderzulagen in Höhe von bisher 
1056 DM und außerdem die Berlinzulage nach 
altem Recht in Höhe von 393,60 DM verliert, 
also im Jahr insgesamt 1449,60 DM? 

7. Abgeordneter War die in Frage 6 dargestellte Auswirkung 

Müller gewollt, oder was gedenkt die Bundesregie- 

(Berlin) rung zu tun, um diese zweifellos bestehende 

Härte zu beseitigen? 

8. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, wonach die Bun- 
Dr, Jenninger desregierung angeblich bei der Neuanschaf- 

fimg von PKW's weitgehend nur noch eine 
Automarke berücksichtigt? 


9. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Mitteilung darüber 
Dr. Jenninger machen, in welchem Verhältnis bei der Neu- 
anschaffung von PKW's auch andere Auto- 
marken Berücksichtigung finden? 

10. Abgeordneter Trifft es zu, daß der Bundesminister der Finan- 

Weigl zen die Änderungen von Steuervorschriften 

zur Erleichterung einer Bildung von landwirt- 
schaftlichen Erzeugergemeinschaften, sowie 
forstlichen Zusammenschlüssen erst in einigen 
Jahren regeln will? 

11. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, wonach die Ver- 

Höcherl kehrsteuem erhöht werden müssen, um den 

Verkehrsausbau für die 80er Jahre zu finan- 
zieren? 


12. Abgeordneter Wie erklärt sich die Bimdesregierung die 
Höcherl Widersprüche, nach denen einmal die Steuer- 

lastquoten erhöht werden sollen imd zum 
anderen führende Mitglieder der Koalitions- 
parteien in der Öffentlichkeit äußern, daß die 
Steuerlastquote bis 1973 nicht erhöht werden 
soll? 


21 




Dracksache Vl/1339 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


13. Abgeordneter Wird der Bundesminister der Finanzen bei 
Baier einer Zusammenlegung der Oberfinanzdirek- 

tionen Karlsruhe und Freiburg die Tatsachen 
würdigen, daß Karlsruhe der geographische 
und wirtschaftliche Mittelpunkt dieses Raumes 
ist und im Hinblick auf eine rationelle Ver- 
waltungsführung und reibungslose Unterbrin- 
gung der vereinigten Oberfinanzdirektion und 
deren Bediensteten die notwendigen Voraus- 
setzungen bietet, und wird er sich deshalb für 
den künftigen Sitz der neuen Oberfinanzdirek- 
tion in Karlsruhe entscheiden? 


Gescfaäftsbereidi des Bundesministers für Wirtschaft 


14. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, die von mindestreservepflichtigen Kre- 
ditinstituten unterhaltenen Kassenbestände 
auf das bei der Deutschen Bundesbank zu er- 
füllende Mindestreserve-Soll anzurechnen, um 
den Schwierigkeiten und den Überfallrisiken 
in der Geldversorgung insbesondere der an 
Nichtbankplätzen gelegenen Institute in ratio- 
neller Weise zu begegnen? 


15. Abgeordneter Welche Bedenken hat die Bundesregierung da- 

Dichgans gegen, die Bandbreiten im Austausch der 

Währungen der Europäischen Gemeinschaften 
imtereinander sofort abzuschaffen, ohne zu- 
gleich die Möglichkeit einer Änderung des 
Wechselkurses durch Aufwertung oder Abwer- 
tung auszuschließen? 


16. Abgeordneter Aus welchen Gründen hat die Bundesregierung 
Dlchgans bisher darauf verzichtet, die Ausgabe von 

europäischen Münzen zu betreiben, die vom 
Europäischen Parlament schon vor Jahren als 
sichtbares Zeichen der europäischen Einigung 
gefordert worden sind? 


Geschäftsbereidi des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


17. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
Kiechle die erheblichen Unkostensteigerungen der 

jüngsten Vergangenheit die Be- und Verar- 
beitungskosten der Molkereien in der Bundes- 
republik Deutschland bis zu 2 Pfennige pro 
Liter gestiegen sind? 


18. Abgeordneter Welche konkreten Schritte wird die Bundesre- 
Klechle gierung unternehmen, um zu verhindern, daß 

die Molkereibetriebe gezwimgen werden, die- 
se Unkostensteigerungen ganz oder teilweise 
auf die ohnehin unter Kostendruck stehenden 
^ Milcherzeuger abzuwälzen? 
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19. Abgeordneter Ist die Bundesregiemng bereit, im Ziisammen- 
Wende hang mit dem Durchführungsgesetz zur EWG- 

Weinmarktordnung die entsprechenden Be- 
stimmungen im deutschen Weingesetz, insbe- 
sondere bei dessen § 97 Abs. 5, so rechtzeitig 
zu ändern, daß für die deutsche Weinwirt- 
schaft angesichts der zu erwartenden großen 
Ernte dieses Jahres die Ubergangsfrist über 
den 20. Juli 1971 hinaus verlängert werden 
könnte? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

20. Abgeordneter Wie viele Unfälle mit tödlichem Ausgang bzw. 

Zebisch langer Arbeitsunfähigkeit sind in den letzten 

10 Jahren durch nicht bruchsicheres Glas bzw. 
andere bruchunsichere Werkstoffe in Türfül- 
lungen vorgekommen, und welche Kosten 
wurden dadurch schätzungsweise verursacht? 

21. Abgeordneter Wie hat die Bundesregierung bisher für bruch- 

Zebisch sichere Türfüllungen gesorgt, und wird sie in 

Zukunft dafür Sorge tragen, daß in den Unfall- 
verhütungsvorschriften bzw. in den Bauord- 
nungen ähnlich wie bei Kassenschaltern usw. 
für alle Türfüllungen bruchsicheres Glas bzw. 
andere bruchsichere Werkstoffe vorgeschrie- 
ben werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 

22. Abgeordneter Weiche Vorstellungen hat die Bundesregie- 
Dr. Jungmann rung für die Prüfung von pflanzlichen Arznei- 
stoffen und homöopathischen Arzneimitteln, 
insbesondere auch in Bezug auf den Nachweis 
in der Wirksamkeit? 

23. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, für die Ent- 

Burger Wicklung eines neuartigen Geräts, das eine 

Kombination einer normalen Schreibmaschine 
und eines Blindenschriftdruckers darstellt (eine 
Prototype befindet sich in Marburg bei der 
Forschungs- und Entwicklungsgesellschaft für 
orthopädische und technische Hilfsmittel) und 
für künftige blinde Programmierer benötigt 
wird, Mittel zur Verfügung zu stellen? 

24. Abgeordneter Wie stellt sich die Bundesregierung zu der 
Geisenhofer Tatsache, daß das erste Gesetz über individu- 
elle Förderung der Ausbildung vom 19. Sep- 
tember 1969 in § 13 Abs. 1 bestimmt, daß das 
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monatliche Einkommen des Auszubildenden 
auf den Bedarf eines jeden Kalendermonates 
anzurechnen ist und daß diese Bestimmung für 
Waisen, welche Renten aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung erhalten, insoweit eine 
Härte bedeutet, als dieses Einkommen, ohne 
daß ein Freibetrag gewährt wird, voll auf den 
Bedarf angerechnet wird? 

25. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun 
Geisenhofer — nachdem Freibeträge für den Auszubilden- 
den nach § 14 des Ausbildungsförderungsge- 
setzes nur gewährt werden, wenn dieser wäh- 
rend des Bewilligungszeitraumes Arbeitsein- 
kommen bezieht und zum Arbeitseinkommen 
auch Waisengeld zählt, das auf Grund beam- 
te nrechtli eher Bestimmung gewährt wird (in 
solchen Fällen werden je nach Art der besuch- 
ten Schule 50 DM bzw, 100 DM Freibetrag 
gewährt) — , um diese unterschiedliche Be- 
handlung zu beseitigen? 

26. Abgeordneter Ist der Bundesregierung die Resolution der 

Dr. Häfele Mitglieder der Internationalen Gesellschaft zur 

Erforschung von Zivilisationskrankheiten und 
Vitalstoffen bekannt, die auf die Gefahr ver- 
weist, daß im Rahmen des Verbots gesund- 
heitsbezogener Werbung für Lebensmittel die 
Möglichkeiten unterbunden werden könnten, 
Aussagen über die Zusammenhänge zwischen 
Gesundheit, gesundheitlichen Störungen, Halb- 
krankheiten und Vollwerternährung oder 
Vollwertkost zu machen? 

27. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Dr. Häfele der Bevölkerung der Zusammenhang zwischen 

richtiger Ernährung und Vollgesundheit nicht 
deutlich genug gemacht werden kann, und 
wenn ja, wird sich diese Auffassung auch in 
den neuen Gesetzen und Verordnungen über 
Lebensmittelwerbung niederschlagen? 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


28. Abgeordneter Da einer Meldung des Offenburger Tageblattes 
Burger zufolge Regierungsbaudirektor Simon vom 

Regierungspräsidium Freiburg mitgeteilt hat, 
daß der Ausbau der B 33 vorerst nur zwei- 
spurig durchgeführt und, wenn die Mittel so 
fließen wie bisher, mit einer Fertigstellung 
wohl kaum vor dem Jahre 2000 gerechnet wer- 
den könne, frage ich die Bundesregierung, ob 
sie in der Lage ist, über den weiteren Ausbau 
der Bundesstraße 33 präzise Termine anzuge- 
ben? 
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29. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, den Reise- 

Schiller Zugverkehr auf der Nebenstrecke Kirchen- 

(Bayreuth) lamitz-Ost — Weißenstadt und auf der Bahn- 

linie Bayreuth-Hauptbahnhof — Hollfeld still- 
zulegen? 

30. Abgeordneter Ist sich die Bundesregierung darüber im kla- 

Sdiiller ren, daß im Falle der Bejahung der Frage 29 

(Bayreuth) hiervon sehr viele Arbeitnehmer im Grenzland 

betroffen sind? 


31. Abgeordneter Ist die Deutsche Bundesbahn bereit, zur Ent- 
Dr. Gatzen lastung des Straßenverkehrs Euskirchen — 

Bonn morgens je ein Zugpaar einzusetzen, 
damit in Zukunft gewährleistet ist, daß die 
Berufstätigen ihre Arbeitsstätten in Euskir- 
chen oder Bonn pünktlich und sicher vor 8 Uhr 
erreichen können? 


32. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, baldigst Pla- 

Dr. Gatzen nungen für einen schienengebundenen Nah- 

schnellverkehr Bonn — Euskirchen — Düren ein- 
zuleiten? 

33. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, wonach im Haus- 

Dr. Hammans haltsjahr 1971 für die EB 7 (L 135) keine Mittel 

zur Verfügung stehen sollen, obwohl die 
Brückenbauwerke bereits errichtet wurden, 
weil alle Mittel dem Bau der Autobahn A 14 
im Raum Krefeld zufließen sollen? 

34. Abgeordneter Wenn Frage 33 bejaht wird, ist sich die 

Dr. Hammans Bundesregierung dann darüber im Klaren, daß 

ein weiteres Mal weite Teile des linksnieder- 
. rheinischen Raumes vernachlässigt werden? 

35. Abgeordneter Hat das Innenministerium Baden-Württem- 

Biediele berg das vom Bundesminister für Verkehr und 

für das Post- und Fernmelde wesen im Februar 
1970 erbetene Vorgutachten zum Projekt einer 
Brücke über den überlinger See (Bodensee) 
inzwischen erstattet? 

36. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, das bekundete 

Biechele Interesse an dieser Brücke wegen der beson- 

deren regionalen und überregionalen Bedeu- 
tung dieses Projekts dadurch zu unterstreichen, 
daß dieses Projekt in den Neuen Ausbauplan 
für die Bundesfernstraßen 1971 bis 1985 auf- 
genommen wird? 

37. Abgeordneter Welchen Grund hat der große Auffahrunfall 
von Bockeiberg gehabt, welcher sich am 18. Oktober 4970 ge- 
gen 18.45 Uhr auf der Bundesautobahn Han- 
nover — Oberhausen vor der Behelfsauffahrt 
Vennebeck ereignet hat? 
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38. Abgeordneter Hat die Bundesregierung sichergestellt, daß 

Dr. Klepsdi entsprechend der Zusicherung des Bundesmini- 

sters für Verkehr vom April 1965 an die Stadt 
Koblenz die neue Rheinbrückenverbindung 
im Zuge der Bundesstraße 327 (Südbrücfce 
Koblenz) in ihrem ersten Bauabschnitt bis an 
den Kasernenbereich bzw. das Wohngebiet 
Horchheimer Höhe zu bauen, die Grundstücks- 
verhandlungen so gestaltet werden, daß die 
bereits angelaufenen Maßnahmen zusammen- 
hängend fertiggestellt werden oder muß be- 
fürchtet werden, daß in Bezug auf die Ver- 
hältnisse auf der Umgehungsstraße (B 42) im 
Bereich der Horchheimer Höhe mit länger- 
fristigen Provisorien gerechnet werden muß? 

39. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die im Zusam- 

Dr. Klepsch menhang mit dem Baugenehmigungsverfahren 

für den Bau des Tankhochhauses Königsba- 
cher Brauerei zwischen der Bundesstraßen- 
verwaltung, der damaligen Gemeinde Kapel- 
len-Stolzenfels und der Brauerei getroffenen 
Vereinbarung über Maßnahmen zur Beseiti- 
gung der katastrophalen Verkehrsverhältnisse 
auf der B 9, die eine erhebliche finanzielle 
Beteiligung der Brauerei beinhalteten, die sich 
aus der Vereinbarung ergebenden Maßnahmen 
kurzfristig durchzuführen und damit für die 
schnellere Beseitigung des dortigen Verkehrs- 
notstandes Sorge zu tragen, nachdem die 
Brauerei inzwischen ihre Bauabsichten durch- 
geführt hat? 

40. Abgeordneter Wann werden die im Zuge der B 41 notwen- 

Drösdier digen und schon so oft in Aussicht gestellten 

Kriechspuren bei den Steigungsstrecken 
Weinsheimer Stich und Steinhardter Stich in 
Angriff genommen? • 

41. Abgeordneter Wann ist mit dem Abschluß der Planungen 

Dröscher und mit dem Beginn der Bauarbeiten für die 

in Aussicht gestellte Brücke zwischen dem 
linken Rheinufer und Geisenheim/Rüdesheim 
zu rechnen? 

42. Abgeordneter Im Interesse der 700 im Bezirk der Oberpost- 

Dr. Schäfer direktion Tübingen, Regierimgsbezirk Süd- 

(Tübingen) württemberg-Hohenzollern, in der Ausbildung 

stehenden Dienstanfänger frage ich den Bim- 
desminister für Verkehr und für das Post- und 
Femmeldewesen, wann mit der Verbesserung 
ihrer Aus- und Fortbildungsmöglichkeiten zu 
rechnen ist? 

43. Abgeordneter Wann ist insbesondere in Ravensburg mit 

Dr.^S(häfer dem Bau eines Ausbildungszentrums mit Ju- 

(Tübingen) gendwohnheim, das den Erfordernissen einer 

modernen, in die Zukunft gerichteten Berufs- 
ausbildung entspricht, zu rechnen? 
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44. Abgeordneter Trifft die Darstellung in der letzten Fernseh- 
Strohmayr Sendung „XY . . . ungelöst" zu, daß ein Post- 

transport, bestehend aus Fahrzeug und An- 
hänger einschließlich einem Geldtresor mit 
erheblichen Geldbeträgen, von nur einem 
Postbeamten, der zudem auch die Schlüssel des 
Tresors mitführt, ohne Begleitperson gefahren 
wird? 


45. Abgeordneter Wäre es zutreffendenfalls nicht dringend er- 
Strohmayr forderlich, diese geradezu fahrlässige Postbe- 

stimmung dahin gehend zu ändern, daß dem 
Transport eine Begleitperson zugeordnet und 
ggf. der Tresorschlüssel durch einen weiteren 
Beamten gesondert befördert wird? 


Geschäftsbereidi des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 


46. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
im Rahmen des Bundesbaugesetzes durch ent- 
sprechende Durchführungsverordnungen zu 
veranlassen, daß zumindest bei Bauten im 
öffentlichen Bereich diese so gestaltet werden, 
daß Körperbehinderten der Zugang wesentlich 
besser möglich ist, als dies in den meisten 
Fällen bisher der Fall ist? 


47. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 


Ist die Bundesregierung bereit, wenn das Bun- 
desbaugesetz solche Rechtsverordnungen oder 
Durchführungsbestimmungen augenblicklich 
nicht ermöglicht, einen entsprechenden Novel- 
lierungsvorschlag in dieser Richtung zu ma- 
chen, der auch den Ländern und deren Bauord- 
nungen entsprechende Änderungsüberlegun- 
gen empfiehlt? 


48. Abgeordneter Welche Gründe haben das Bundesministerium 
Baier für Städtebau und Wohnungswesen veran- 

laßt, den Antrag der Stiftung „Altersheim- 
Eberbach" — Kreis Heidelberg betreffend För- 
derung des Baues eines Altersheimes abzuleh- 
nen? 


Geschäftsbereidi des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


49. Abgeordneter Ist es richtig, daß in diesem Jahr drei Millio- 

Weigl nen DM der bei Kapitel 27 02 — Tit. 685 03 

des Bundeshaushalts 1970 ausgewiesenen Mit- 
tel zur Förderung kultureller Maßnahmen ge- 
samtdeutschen Charakters im Zonenrandge- 
biet nicht nach Maßnahmen vergleichbarer 
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Dringlichkeit, sondern nach Zufällen, z. B. per- 
sönlicher Befürwortung durch Abgeordnete 
der Koalitionsparteien, vergeben wird? 


Gesdiäftsbermdi des BimidwmiiiisteTs für 
Bildung und Wissensdiaft 


50. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die am 18. Juni 

Wurbs 1970 durch Gesetz vom Hessischen Landtag 

geplante „Gesamthochschule Kassel" als Mo- 
dell für ihre eigene Konzeption der Gesamt- 
hochschule anzuerkennen und sie daher finan- 
ziell über den 50Voigen Anteil hinaus am Aus- 
bau der „Gesamthochschule Kassel" zu för- 
dern? 

51. Abgeordneter Wird die Bundesregierung trotz der Studien- 

Wurbs Platzbeschränkungen im medizinischen Bereich 

und des gesellschaftlichen Bedarfs an Ärzten 
und Zahnärzten den Empfehlungen des Wis- 
senschaftsrats folgen oder entsprechend dem 
Angebot des Landes Hessen durch eine finan- 
zielle Beteiligung den Ausbau neuer Studien- 
plätze im medizinischen Bereich, insbesondere 
in Kassel, fördern? 

52. Abgeordneter Wie viele und welche Forschungs- bzw. Bera- 

Dr. Jobst tungsprojekte wurden von der Bundesregie- 

rung auf Grund besonderer Umstände freihän- 
dig, d, h. ohne Ausschreibung an Wissenschaft- 
ler, Institute oder sonstige Forschungseinrich- 
tungen vergeben? 


Bonn, den 30. Oktober 1970 
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